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UVR, § 36 StGB der DDR, Art. 36 und 37 StGB der VRP, 
Art. 63 StGB der SRR, Art. 27 GStG der UdSSR und §§ 53, 
54 StGB der CSSR). Ihre spezifische Wirkung besteht in 
einem spürbaren Eingriff in die Vermögensinteressen des 
Täters. Die Anwendung ökonomischer Zwangsmittel als 
Reaktion auf strafbares Verhalten erlangt zunehmende 
Bedeutung. Das zeigt sich sowohl in dem gewachsenen 
Anteil der Geldstrafen in der UVR, DDR, VRP und SRR 
als auch an der Wirkung materieller Zwangsmaßnahmen 
auf den Verurteilten bei den Strafen der Besserungsarbeit 
und an den Verpflichtungen zur Wiedergutmachung des 
Schadens.

Als weitere Strafen mit vermögensrechtlichen Auswir­
kungen auf den Täter sind insbesondere die Einziehung 
des Vermögens (alle Länder), die Einziehung von Gegen­
ständen (VRP, CSSR, UVR und DDR) und — als besondere 
Maßnahme — die Einziehung des Mehrerlöses bei Preis­
delikten (DDR) zu nennen.

5. Aufenthaltsbeschränkungen
Hierzu gehören die Ausweisung gemäß § 24 GStG der 
UdSSR und § 60 StGB der UVR, die Verbannung gemäß 
Art. 24 GStG der UdSSR, die Aufenthaltsverbote gemäß 
§57 а StGB der CSSR, Art. 49, 51 StGB der VRB und 
§i§ 51, 52 StGB der DDR sowie die Zwangsansiedlung ohne 
Freiheitsentzug gemäß Art. 48 StGB der VRB.

Diese Strafen haben das Ziel, den Täter zur Verhütung 
weiterer Straftaten von bestimmten Orten oder Gebieten 
fernzuhalten oder ihn zum Aufenthalt in bestimmten Ge­
bieten zu verpflichten. Sie können in der UdSSR, CSSR, 
VRB und UVR als Hauptstrafe oder als selbständige Strafe 
ausgesprochen werden, kpmmen jedoch überwiegend zu­
sätzlich zu anderen Strafen zur Anwendung.

6. Verbote von Tätigkeiten und Entzug von Rechten 
Hierbei handelt es sich um Tätigkeits- oder Berufsverbote 
gemäß Art. 26 GStG der UdSSR, Art. 42 StGB der VRP, 
§§ 49, 50 StGB der CSSR, §§ 56, 57 StGB der UVR, Art. 49 
bis 51 StGB der VRB, Art. 64 StGB der SRR und §53 
StGB der DDR, um das Verbot zur Führung eines Kraft­
fahrzeugs gemäß Art. 43 StGB der VRB, § 54 StGB der 
DDR und §§ 58, 59 StGB der UVR, um den Entzug von 
Erlaubnissen gemäß § 53 StGB der DDR sowie um die 
Aberkennung der Eltern- und Vormundschaftsrechte ge­
mäß Art. 55 StGB der VRP und nach den StGBs einiger 
Unionsrepubliken der UdSSR.

Diese Strafarten werden dann angewendet, wenn die 
Täter ihren Beruf, ihre Funktion, eine bestimmte Tätigkeit 
oder andere Rechte zur Begehung von Straftaten ausge­
nutzt haben. Sie haben vorrangig einen vorbeugenden und 
zugleich einen wichtigen erzieherischen Wert.

7. öffentlicher Tadel
Diese in Art. 28 GStG der UdSSR, Art. 52 StGB der VRB 
und §37 StGB der DDR geregelte Strafart stellt vorwie­
gend eine rechtliche und politisch-moralische Mißbilligung 
dar. Sie steht bereits den Maßnahmen außerstrafrecht­
licher Verantwortlichkeit nahe. Einen engen Bezug zu 
dieser Strafart hat die Verwarnung gemäß § 71 StGB der 
UVR, die im ungarischen Strafrecht selbständig anstelle 
einer Strafe ausgesprochen werden kann.

Erfahrungen bei der Anwendung 
der Strafen ohne Freiheitsentzug

Die Erfahrungen bei der Anwendung der Strafen ohne 
Freiheitsentzug werden in allen Ländern — ungeachtet der 
dabei noch zu lösenden Aufgaben und Probleme — ins­
gesamt als positiv eingeschätzt. Die gesellschaftliche 
Wirksamkeit dieser Strafen ergibt sich in erster Linie aus 
der gesellschaftlich nützlichen Arbeit und der Durchset­
zung anderer Verhaltensanforderungen und Verpflichtun­
gen, die mit diesen Strafen verbunden sind. Die erziehe­
rische Kraft der Arbeitskollektive, der gesellschaftlichen 
Organisationen und der sonstigen Öffentlichkeit wird für

die Erziehung, Besserung und Resozialisierung der Ver­
urteilten genutzt. Die Zunahme des Anteils der Strafen 
ohne Freiheitsentzug hat — wie z. B. Untersuchungen in 
der VRP und UVR ergeben haben — nicht zu einem An­
steigen der Straftaten geführt. Die allgemeine und indi­
viduelle Präventivwirkung der Strafen ohne Freiheits­
entzug ist somit zumindest nicht geringer als diejenige der 
Strafen mit Freiheitsentzug.

Diese positive Einschätzung gilt insbesondere für die 
verschiedenen Formen der Besserungsarbeit, die nicht nur 
zu den am häufigsten angewehdeten, sondern auch zu den 
wirksamsten Strafen ohne Freiheitsentzug gehört, vor 
allem dann, wenn die Verurteilten in starke Kollektive 
eingegliedert werden.

In der UdSSR, in der die Besserungsarbeit 20 bis 
25 Prozent aller Verurteilungen beträgt, haben Analysen 
ergeben, daß diese Strafe zur Besserung und Erziehung 
der überwiegenden Mehrheit der Verurteilten beigetragen 
hat.

In der SRR hat sich die Mehrheit der Verurteilten nach 
der Verwirklichung der Strafe wieder in das gesellschaft­
liche Leben eingeordnet. Etwa 15 Prozent blieben in den 
zugewiesenen Betrieben, vielem erwarben eine Berufsaus­
bildung, machten Neuerervorschläge oder setzten sich in 
anderer Weise für die Interessen ihres Betriebes ein.

In der VRP sind mit der Strafe der Freiheitsbeschrän­
kung insbesondere in Form der imentgeltlichen beaufsich­
tigten Arbeit für gemeinnützige Zwecke positive Erfahrun­
gen gemacht worden.

In der VRB nahm der Anteil der Besserungsarbeit seit 
1968 zu und betrug 1980 mehr als die Hälfte aller Strafen 
ohne Freiheitsentzug. Hier werden das Arbeitskollektiv 
des Verurteilten und die gesellschaftliche Organisation, 
deren Mitglied er ist, von jeder Verurteilung in Kenntnis 
gesetzt. Die Betriebe und Organisationen sind danach 
verpflichtet, den Verurteilten in die organisierte erziehe­
rische Arbeit einzubeziehen. Die Strafe wird am Arbeits­
platz des Verurteilten verwirklicht, weil das Kollektiv, in 
dem der Verurteilte arbeitet, bessere Möglichkeiten für 
erzieherische Maßnahmen hat als ein neues unbekanntes 
Kollektiv.

Auch die Erfahrungen der UVR zeigen, daß die Ver­
wirklichung der Besserungsarbeit in einem dem Verurteil­
ten neu zugewiesenen Betrieb auf Schwierigkeiten stieß. 
Die Gerichte wenden die Besserungsarbeit daher jetzt 
vorwiegend gegenüber Personen an, die in einem festen 
Arbeitsverhältnis stehen, und verpflichten sie, die Arbeit 
an ihrem Arbeitsplatz abzuleisten.

Als für die Erziehung der Straftäter besonders wichtig 
hat sich in der VRB die Pflicht der Betriebsleiter erwiesen, 
die Arbeitskollektive der Verurteilten über die Strafe zu 
informieren und die Strafen in den Arbeitspapieren von 
Verurteilten exakt zu dokumentieren, um die ordnungs­
gemäße Durchsetzung bestimmter, mit der Strafe verbun­
dener Rechtsfolgen zu sichern (z. B. Nichtanrechnung der 
Strafzeit auf die Dienstjahre oder Verlust des Anspruchs 
auf den bezahlten Jahresurlaub oder unbezahlten Urlaub 
während der Strafdauer).

Die Wirksamkeit der Besserungsarbeit widerspiegelt 
sich auch in dem relativ niedrigen Anteil der Verurteilten, 
die in der Bewährungszeit eine erneute Straftat begangen 
haben (z. B. in der SRR und der VRP etwa 10 Prozent), 
sowie in der beträchtlichen Anzahl der Verurteilten mit 
einem vorbildlichen Verhalten, das zur vorzeitigen Beendi­
gung der Strafe führte (z. B. in der SRR etwa 40 Prozent).

Von besonderer Bedeutung für die gesellschaftliche 
Wirksamkeit der bedingten Verurteilungen ist ihre rich­
tige Ausgestaltung mit Verpflichtungen und anderen Ver­
haltensanforderungen. Um die Bewährungsanforderungen 
gegenüber den Verurteilten zu verstärken, werden in ver­
schiedenen Ländern Überlegungen angestellt, die gesetz­
lichen Möglichkeiten des Ausspruchs von Verpflichtungen 
zu erweitern und an ihre Verletzung Sanktionen zu knüp-


